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Stellungnahme zu den sog. „Draft Simplified ESRS“ der EFRAG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu den sog. „Draft 

Simplified ESRS“ (https://www.efrag.org/en/draft-simplified-esrs), die die 

EFRAG der Europäischen Kommission als sog. „technical advice“ am 

02.12.2025 übermittelt hat.  

Wir begrüßen, dass durch die Übersendung der „Draft Simplified ESRS“ an die 

Europäische Kommission der Prozess zur Schaffung überarbeiteter Regelungen 

für die Nachhaltigkeitsberichterstattung weiter vorangetrieben wird. Unseres Er-

achtens ist es für die Akzeptanz der Nachhaltigkeitsberichterstattung von zent-

raler Bedeutung, dass die durch das „Omnibus-I-Paket“ der Europäischen Kom-

mission angestoßene Überarbeitung nun zeitnah abgeschlossen wird, um einen 

stabilen Rechtsstand und somit Klarheit über die inhaltlichen Berichtspflichten 

zu schaffen. 

Es ist positiv hervorzuheben, dass die EFRAG in der Überarbeitungsfrist den 

ersten Satz der ESRS im Vergleich zu dem als Delegierte Verordnung (EU) 

2023/2772 angenommenen Stand bei grundsätzlicher Beibehaltung wesentli-

cher Angabepflichten deutlich verschlankt und prinzipienorientierter gestaltet 

hat. Durch die Entfernung verschiedener Redundanzen und die Reduzierung 

der Granularität der geforderten Datenpunkte sind die „Draft Simplified ESRS“ 

deutlich besser handhabbar.  
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Wir begrüßen die Stärkung des Konzepts der Informationswesentlichkeit („mate-

riality of information“) und damit der Entscheidungsrelevanz von Informationen 

in der Nachhaltigkeitsberichterstattung. Wir weisen in diesem Zusammenhang 

darauf hin, dass Effektivität der Informationswesentlichkeit als „Berichtsfilter“ 

maßgeblich von den zu betrachtenden Nutzern der Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung determiniert wird.  

Unseres Erachtens wird sich die von der EFRAG angegebene prozentuale Re-

duktion der Datenpunkte – wie auch in der veröffentlichten Cost-Benefit-Analyse 

aufgezeigt – nicht in gleicher Höhe in der angestrebten Aufwandsreduzierung 

bei berichtenden Unternehmen niederschlagen, da die Streichungen teilweise 

weniger aufwendig zu erhebende oder redundante Angaben und Datenpunkte 

betreffen. Zudem führt eine reine Aggregation von Datenpunkte nicht zwingend 

zu einer Reduzierung des Erhebungsaufwandes. 

In der Anlage zu diesem Schreiben haben wir Anmerkungen bzgl. einzelner Re-

gelungen und Konzepte der „Draft Simplified ESRS“ im Detail aufgeführt. Auf-

grund der kurzen Stellungnahmefrist behalten wir uns vor, im weiteren Gesetz-

gebungsprozess gegenüber der Europäischen Kommission weitere Anmerkun-

gen anzubringen. 

Wir hoffen, dass diese Anregungen Ihre Zustimmung finden und in das weitere 

Gesetzgebungsverfahren auf europäischer Ebene eingebracht werden können. 

Für Rückfragen stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 

Sack  Dr. Siegel 
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Anlage  

I. Berücksichtigung von Konzepten und Maßnahmen sowie positive 
Auswirkungen 

Im Zusammenhang mit der Durchführung der doppelten Wesentlichkeitsanalyse 

führt die Frage der Zulässigkeit und Methodik der Berücksichtigung von Kon-

zepten und Maßnahmen zur Verhinderung, Eindämmung und Verbesserung 

(„prevention, mitigation and remediation policies and actions“) unter dem aktuell 

geltenden ersten Satz der ESRS zu erheblichen Rechtsunsicherheiten. 

Vor diesem Hintergrund begrüßen wir, dass in den „Draft Simplified ESRS“ Er-

gänzungen im Hinblick auf die Berücksichtigung solcher Maßnahmen 

(ESRS 1.44) aufgenommen wurden. Um eine einheitliche, vergleichbare und 

möglichst rechtssichere Anwendung dieser Ergänzungen sicherzustellen, bedarf 

es aus unserer Sicht jedoch weiterer Anpassungen. So wird durch die Formulie-

rung zu potenziellen negativen Auswirkungen “can reasonably be assumed to 

effectively reduce the severity or likelihood” (ESRS 1.44 b)) ein unklarer Maß-

stab – namentlich die Annahme der Effektivität von Konzepten und Maßnahmen 

– für deren Berücksichtigung festgelegt. Wir regen an, einen klaren Maßstab für 

die Berücksichtigung solcher Konzepte und Maßnahmen festzulegen. Somit 

wird nicht nur die Anwendung dieser ergänzenden Regelung erleichtert, son-

dern auch etwaige Erwartungslücken im Hinblick auf die Dokumentation dieser 

Annahmen und im Hinblick auf die Beurteilung der Effektivität von Konzepten 

und Maßnahmen vermieden.  

Darüber hinaus sehen wir Klarstellungsbedarf hinsichtlich der Formulierung des 

ESRS 1.44 c). Der Wortlaut „the information about impacts and how the under-

taking manages them through policies and actions may be decision-useful to us-

ers, irrespective of how effectively the undertaking manages them or irrespec-

tive of how effectively the corresponding topics are regulated. In these cases, 

the materiality assessment needs to take this into account.” könnte den Schluss 

zulassen, dass entgegen des nun grundsätzlich in den „Draft Simplified ESRS” 

verankerten Grundsatzes der Berücksichtigungsmöglichkeit gewisser Konzepte 

und Maßnahmen eine „Brutto“-Darstellung von Auswirkungen – ohne die Be-

rücksichtigung von Konzepten und Maßnahmen – erfolgen soll. Da eine solche 

Anforderung mit erheblichen Auswirkungen auf die Berichterstattung einhergeht, 

besteht aus unserer Sicht die Notwendigkeit der Klarstellung, in welchen Fällen 

die Angaben des ESRS 1.44 c) zu tätigen sind. 
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Wir begrüßen ebenfalls die Ergänzung der Regelungen zur Berücksichtigung po-

sitiver Auswirkungen („positive impacts“, ESRS 1.45). Neben den neuen Rege-

lungen zur Berücksichtigung positiver Auswirkungen in der doppelten Wesent-

lichkeitsanalyse bedarf es unseres Erachtens jedoch auch klarer Regelungen zur 

Abgrenzung von positiven Auswirkungen gegenüber den in den vorherigen Ab-

schnitten thematisierten Maßnahmen. Nur durch klare Abgrenzungsregelungen 

lassen sich die Regelungen zur Berücksichtigung im Rahmen der doppelten We-

sentlichkeitsanalyse rechtssicher anwenden. 

II. Berichtsgrenzen 

Die Festlegung der Berichtsgrenzen der Nachhaltigkeitsberichterstattung, insbe-

sondere der Abgrenzung der eigenen Geschäftstätigkeit („own operations“) ge-

genüber der vor- und nachgelagerten Wertschöpfungskette („upstream and 

downstream value chain“), ist ein zentraler Schritt mit ggf. erheblichen Auswir-

kungen auf die Nachhaltigkeitsberichterstattung.

Es ist daher zu begrüßen, dass im Hinblick auf die Abgrenzung der eigenen Ge-

schäftstätigkeit der berichtenden Unternehmen verschiedene Anpassungen, 

bspw. im Hinblick auf die grundsätzliche Abgrenzung, die Berücksichtigung fi-

nanziell unwesentlicher Tochterunternehmen (ESRS 1.62) oder Leasinggegen-

stände (ESRS 1.72), in die ESRS aufgenommen wurden. Um eine einheitliche, 

vergleichbare und möglichst rechtssichere Anwendung dieser Anpassungen si-

cherzustellen, sehen wir jedoch die Notwendigkeit punktueller Anpassungen. So 

sollten unklare Begrifflichkeiten wie „usually“ (ESRS 1.62) vermieden werden. 

Weiterhin sollten unklare Formulierungen wie „depends on the provisions of the 

lease contract“ (ESRS 1.72) durch klare Abgrenzungsprinzipien ersetzt werden.  

Gleiches Petitum gilt für die Regelungen zur Anwendung des Konzepts der ope-

rativen Kontrolle („operational control“), wo wir im Hinblick auf die Bedingung 

„the information reported in paragraph 29(a)(b) is insufficient to portray the 

emissions“ (ESRS E1.AR 19) Klarstellungsbedarf sehen. Im Hinblick auf das 

Konzept der operativen Kontrolle bedarf es nach unserer Ansicht außerdem ei-

ner weiterführenden Klarstellung wie THG-Emissionen unter diesem Konzept zu 

berichten sind. Die Formulierung „undertaking shall report GHG scope 1 and 2 

emissions calculated on the basis of its operational control boundary” 

(ESRS E1.AR 19) macht nicht deutlich, ob diese Angabe ergänzend oder erset-

zend zu der Angabe der THG-Emissionen nach dem Konzept der finanziellen 

Kontrolle ist. 
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III. Erwartete finanzielle Effekte 

Die Ausgestaltung der Angabepflicht zu erwarteten finanziellen Effekten ist – 

wie auch die von der EFRAG im Rahmen der zwischenzeitlichen Konsultation 

des „amended ESRS“ Exposure Drafts zur Diskussion gestellten Optionen – ein 

wesentlicher Diskussionspunkt in der Überarbeitung der ESRS. Im Hinblick auf 

die „Draft Simplified ESRS“ begrüßen wir die nun grundsätzlich vorgesehene 

Quantifizierung erwarteter finanzieller Effekte, da diese Angabe unseres Erach-

tens hohe Relevanz hat. Bzgl. der vorgesehenen Regelungen sehen wir jedoch 

weiteren Klarstellungsbedarf, um eine einheitliche, vergleichbare und möglichst 

rechtssichere Anwendung dieser Ergänzungen sicherzustellen.  

Es ist grundsätzlich zu begrüßen, dass der Wortlaut der „Draft Simplified ESRS“ 

im Hinblick auf die Notwendigkeit der Quantifizierung erwarteter finanzieller Ef-

fekte (z.B. ESRS 2.29) an den Wortlaut der ISSB Standards weiter angenähert 

wurde. Jedoch bestehen weiterhin Formulierungsunterschiede zwischen den je-

weiligen Ausführungen (siehe hierzu auch Abschnitt V dieser Anlage). Wir regen 

eine weitere Annäherung im Sinne einer wortgetreuen Übernahme der Formu-

lierungen an. Im Hinblick auf die themenspezifischen Angaben erwarteter finan-

zieller Effekte im Zusammenhang mit dem Klimawandel könnten die vorgesehe-

nen Regelungen – die Angabe der physischen Risiken vor der Berücksichtigung 

von Anpassungsmaßnahmen („before considering climate change adaptation 

actions“) mit ihrem Buchwert („carrying amount“, ESRS E1.38 a) – potentiellen 

Mehraufwand bei berichtenden Unternehmen erforderlich machen, da somit et-

waige im Buchwert berücksichtigte Anpassungsmaßnahmen ggf. aufwendig zu 

korrigieren wären. Vor diesem Hintergrund regen wir an, dass das für transitori-

sche Risiken vorgesehene Wahlrecht, die Angabe mit oder ohne Berücksichti-

gung von Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen (ESRS E1.AR 30), auch auf 

die Angabe erwarteter finanzieller Effekte aus physischen Risiken erweitert wird.  

IV. Verweise auf andere Dokumente 

Sowohl die aktuell geltenden ESRS als auch die „Draft Simplified ESRS“ ver-

weisen an verschiedenen Stellen auf andere Dokumente ohne vergleichbaren 

Rechtscharakter. Das Verhältnis der Regelungen der ESRS zu den Regelungen 

dieser Dokumente, der Umgang mit sich widersprechenden Regelungen oder 

anderen Zweifelsfragen im Sinne einer Normenhierarchie führt unter dem aktu-

ell geltenden ersten Satz der ESRS zu erheblichen Rechtsunsicherheiten. 
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Vor diesem Hintergrund begrüßen wir, dass die „Draft Simplified ESRS“ in die-

sem Zusammenhang Ergänzungen vorsieht, bspw. „In all cases, the require-

ments of ESRS take precedence over the above-mentioned GHG accounting 

standards (e.g. regarding reporting boundaries)” (ESRS E1.AR 20). Vor dem 

Hintergrund der bestehenden Rechtsunsicherheit sehen wir jedoch weiteren 

dringenden Klarstellungsbedarf zu Verweisen auf solche Dokumente. So wird in 

den „Draft Simplified ESRS“ der Verweis auf diese Dokumente mit „hat zu be-

rücksichtigen“ („shall consider“, ESRS 1.18) formuliert. Trotz der genannten Er-

gänzung in den „Draft Simplified ESRS“ besteht somit weiterhin Unsicherheit 

dahingehend, welche Bindungswirkungen Regelungen der Dokumente (ein-

schließlich enthaltener Optionen oder anderer Erleichterungen) zukommt, für 

die es keine entsprechende Regelung in den ESRS gibt. Weiterhin ist die Auflö-

sung von Widersprüchen zwischen einzelnen dieser Dokumente (bspw. das 

Verhältnis des GHGP Scope 3 Standard und des PCAF Standard) unklar. Wir 

regen daher entsprechende Klarstellungen an.  

V. Interoperabilität und neue Erleichterungsregelungen 

Wir begrüßen, dass in den „Draft Simplified ESRS“ durch die Verwendung glei-

cher Begrifflichkeiten und Konzepte eine deutliche Annährung an die ISSB 

Standards erreicht werden konnte. Allerdings möchten wir darauf hinweisen, 

dass weiterhin bei vermeintlich gleichen Konzepten die „Draft Simplified ESRS“ 

einen anderen Wortlaut verwenden als die ISSB Standards (siehe hierzu bspw. 

Abschnitt III dieser Anlage). Die Verwendung abweichender Wortlaute bei der 

Regelung gleicher Konzepte führt zu unnötigem Auslegungsaufwand bei berich-

tenden Unternehmen und Prüfern, da abweichende Wortlaute grundsätzlich auf 

Abweichungen in den Konzepten hindeuten können. Somit sollte in den „Draft 

Simplified ESRS“ in den Fällen, in denen gleiche Konzepte wie in den ISSB 

Standards dargelegt werden, auch der gleiche Wortlaut verwendet werden. In 

den Fällen, in denen die „Draft Simplified ESRS“ von den ISSB Standards ab-

weichende Konzepte oder Regelungen formulieren, sollte dies im Umkehr-

schluss durch deutlich abweichende Wortlaute klargestellt werden. 

Im Hinblick auf die angestrebte Interoperabilität der „Draft Simplified ESRS“ mit 

den ISSB-Standards möchten wir außerdem darauf hinweisen, dass einzelne in 

den „Draft Simplified ESRS“ niedergelegte Erleichterungen in den ISSB Stan-

dards nicht vorgesehen sind und daher die Interoperabilität mindern. Dies be-

trifft beispielsweise die Regelungen des ESRS 1.92. Wir können das Motiv für 

die Gewährung dieser Erleichterung nachvollziehen, weisen jedoch darauf hin, 
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dass die Vergleichbarkeit zwischen berichtenden Unternehmen beeinträchtigt 

werden kann, wenn Kennzahlen nur teilweise berichtet werden.  


